
Markt Peiting Sitzungstag; 29.07.2025

Beglaubigter Auszug aus der Niederschrift über die
Sitzung des Bau- und Umweltausschusses

TOP 3.2 öffentlich

Vollzug der Baugesetze;
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 48 „Zwischen Eiselenweg und
Peitnachtal"

- Abwägung und erneute Auslage -

In der Sitzung vom 18.06.2024 hat der Bau- und Umweltausschuss die 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nummer 48 „Zwischen Eiselenweg und Peitnachtal" beschlossen. Der
ausgearbeitete Entwurf wurde in der Zeit vom 30.09.2024-31.10.2024 öffentlich ausgelegt.

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 30.09.2024 um
Stellungnahme zu dieser Bauleitplanung ersucht. Für die Rückantwort wurde eine Frist bis
einschließlich 31.10.2024 gesetzt. Die eingegangenen Stellungnahmen sind vom
Marktgemeinderat zur Kenntnis zu nehmen und beschlussmäßig zu behandeln.

Von folgenden Behörden/Träger öffentlicher Belange wurden Einwände bzw. fachliche

Informationen und Empfehlungen vorgebracht:

1. Landratsamt Weilheim-Schonaau. Bauleltplanunq

Die Aufzählung der Maßbestimmungsfaktoren in § 16 BauNVO ist abschließend. Es gilt ein
Verbot von Zusätzen, d. h. mit einer Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse {§16 Abs. 2 Nr. 3
BauNVO) darf nicht geregelt werden, dass einzelne Geschosse in bestimmter Weise - bspw. als
Dachgeschoss - gestaltet werden müssen (König in: König/Roeser/Stocker, Kommentar zur
BauNVO, Rn. 22 zu § 16, 3. Auflage).

Der Zusatz „max. UnterZ-Hanggeschoss" ist daher nicht erforderlich. Der Klarstellung halber
könnte daraufhingewiesen werden, dass das Unter-ZHanggeschoss kein Vollgeschoss sein darf.

Werden Festsetzungen getroffen, die eine Überschreitung der Baugrenzen zulassen (hier durch
Terrassen und Terrassenüberdachungen), sollte auch das Maß (BreiteZTIefe) der Überschreitung
geregelt werden.

In den Hinweisen heißt es: „Nach Art. 10 Abs. 2 BayBO muss die Höhenlage der Gebäude in
Absprache mit dem Marktbauamt festgelegt werden." Dieser Hinweis ist irreführend und sollte
daher entfallen. Werden Festsetzungen zur Höhenentwicklung getroffen sind die erforderlichen
(bestimmten oder bestimmbaren) Bezugspunkte im Bebauungsplan festzusetzen (§ 18 Abs. 1
BauNVO). Ggf. kann ein gewisser Spielraum im Bebauungsplan vorgesehen werden. Für eine
Abstimmung der Höhenlage im nachgelagerten Genehmigungs- bzw. Freistellungsverfahren mit
der Marktgemeinde bleibt kein Raum.

Abwägung:

Der Zusatz „U" wird ersatzlos gestrichen. Es werden demnach maximal 3 Vollgeschosse zulässig,
wobei sich die Höhe der baulichen Anlagen straßenseitig an den festgesetzten Wandhöhen
richtet. Straßenseitig sind demnach max. 2 Vollgeschosse sichtbar. Bezüglich der Überschreitung
der Baugrenze für Terrassen und Terrassenüberdachung wird eine Regelung im Bebauungsplan
festgelegt.


























